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«Grossmutter» sucht ein neues Zuhause
Seit 1967war das Binninger Tanklöschfahrzeug «Neptun» imLeimental imEinsatz. Nun soll derOldtimer bei Liebhabern ein Plätzchen finden.

Tomasz Sikora

Mit 54 soll «Grossmutter» in
Rente gehen. «Grossmutter ist
einÜbername», erklärt derBin-
ningerFeuerwehrkommandant
Sebastian Dändliker und kann
seineWehmut nicht verbergen:
«Ich wurde noch als Fahrer für
Freizeitanlässe aufdemNeptun
ausgebildet.» Was bei einem
Menschenleben als noch ver-
gleichsweise jung durchginge,
ist für einen Mercedes-Benz
LAF 1113 mit Baujahr 1967 ein
aussergewöhnliches Alter. Es
handelte sichumdasersteTank-
löschfahrzeug des Leimentals,
das in seinenersten Jahrennoch
regelmässig imganzenLeimen-
tal für Einsätze unterwegswar.

Wie der «Binninger Anzei-
ger» jüngst vermeldete, soll
Grossmutter nun ausgemustert
werden. «Fahrzeugliebhaber,
VereineundandereGruppierun-
gen,welche Interesseandiesem
Oldtimerhaben, könnensichbis
zum 20.Oktober 2021 beim
Feuerwehrkommando der
Feuerwehr Binningen unter
kdt@feuerwehr-binningen.ch
für einen Besichtigungstermin
melden», vermeldet das Ge-
meindeblatt. Auch Vorschläge
für alternative Verwendungen
seienwillkommen,undkönnten
an info@binningen.bl.cheinge-
sandt werden.

AlleFeuerwehrleute, dieden
«Neptun»noch imAktiveinsatz
verwendeten, sind mittlerweile
nichtmehr inderFeuerwehrak-
tiv.«Dasswir esnochhaben,hat
mit Nostalgie zu tun», erklärt
Kommandant Dändliker. Bis
2014 sei Grossmutter noch für
private AnlässewieHochzeiten
oder Rundfahrten verwendet
worden. «Der einzige Feuer-
wehranlass, an dem es neben
privaten Veranstaltungen noch
in Gebrauch war, war der Tag

deroffenenTüramWeihnachts-
markt», soDändliker weiter.

Mit der Grossmutter einen
der letzten Grosseinsätze hat

Dändlikers Vorgänger Michael
von Ins bestritten. Er erinnert
sich: «Das letzteMal bin ichmit
dem Fahrzeug an Heiligabend
2007 zu einem Grossbrand in
Binningen ausgerückt.»

DerUnterhalt ist zu
aufwändiggeworden
Er hängt ebensowie seinNach-
folger anGrossmutter und fragt
sich, ob es nicht möglich gewe-
sen wäre, den Oldtimer zu be-
halten: «Binningen plant, über
50 Millionen Franken für ein
neues Schulhaus auszugeben,
aber möchte kein Geld für den
Unterhalt eines solchen Oldti-
mers ausgeben. Das finde ich
schade, eshandelt sichdochda-

beiumeinKulturgut.Der fürdas
RessortÖffentlichSicherheit zu-
ständige Gemeinderat Daniel
Nyffenegger erklärt aufAnfrage
der bz: «Das Fahrzeugmit Jahr-
gang 1967 wurde 1992 aus dem
Aktivdienst ausgemustert und
wird seit einigen Jahren kaum
verwendet, ist aber teuer im
Unterhalt.»Grossmuttermüsse
sehr häufig gewartet werden,
weil der Mercedes Öl verliere
und regelmässig technischePro-
bleme bereite. «Früher haben
den Unterhalt noch Mitglieder
der Feuerwehr gemacht.»

Diese seienabermittlerwei-
le alle nichtmehr aktiv, und die
FeuerwehrhabePlatzprobleme,
soNyffenegger. «Aus all diesen

Gründen hat sich der Gemein-
derat zur Trennung von diesem
Fahrzeug entschieden.»

Erste Interessierte haben
sichbeiderGemeindenachdem
Fahrzeugerkundigt. Eineande-
re Lösungwäre ihmaber lieber,
sagt Daniel Nyffenegger: «Wir
haben bereits eine Anfrage von
einer Firma, fänden es aber
schön,wenneine Institutionwie
zumBeispiel einVerkehrsverein
oder Museum einen Verwen-
dungszweck dafür fände.»

Kein Wunder: Könnte man
sich fürGrossmutter einenschö-
neren Lebensabend vorstellen,
als noch möglichst lange von
möglichst vielenVerehrernum-
schwärmt zuwerden?

Der Binninger «Neptun» war das erste Tanklöschfahrzeug im Leimental überhaupt. Bild: zvg

Pionierprojekt mit Tücken
Eine neuartige Anlaufstelle für Arbeitslose inNot ist einer der Pfeiler der Baselbieter Sozialhilfereform.Dochwird das funktionieren?

Bojan Stula

DiemarktwirtschaftlicheDenk-
fabrik Avenir Suisse hält es für
eine «spannende Idee». Die
kirchlicheHilfsorganisationCa-
ritas erkennt den Sinn darin
nicht. Die Schweizerische Kon-
ferenz für Sozialhilfe (SKOS)
lobt das Projekt als «vorbild-
lich».UnddieGemeindeAllsch-
wil erwartet vonderEinrichtung
mehr Kompetenzstreitigkeiten
zwischen den staatlichen An-
laufstellen. Gemeint ist das
neue Baselbieter «Assessment-
center».Querdurchdie Institu-
tionen und Interessenträger
spaltet es dieMeinungen.

Dabei ist die Idee auf den
ersten Blick bestechend. Im
Zuge der Durchleuchtung des
Baselbieter Sozialhilfewesens
ist die Baselbieter Finanzdirek-
tion auf eine Betreuungslücke
gestossen.Menschen, die ihren
Jobverlieren,werdenheute zwi-
schen der Aussteuerung als
Arbeitslose und demGang aufs

Sozialamt imStichgelassen.An
einer früheren Veranstaltung
definierte Finanzdirektor Toni
Lauber diese bis zu zwei Jahre
dauernde Lücke als «verlorene
Zeit» für die Reintegration in
den Arbeitsmarkt. Die Erfah-
rung zeige, dass viele Ausge-
steuerte aus Schamnicht sofort
aufs Sozialamt gingen, sondern
sich möglichst lange irgendwie
sonst finanziell über Wasser zu
halten versuchten. Letztlich er-
höhe dieses gut gemeinte Ver-
halten aber die Armutsgefahr
und belaste danach die Sozial-
hilfe umso stärker.

MehrDurchblick im
Sozialhilfe-Wirrwarr
Abhilfe schaffen soll ebendie-
ses Assessmentcenter, für wel-
ches der Kanton im Zuge der
laufendenSozialhilfereformdie
gesetzlichenGrundlagen schaf-
fenmöchte. Laut Vorlage ange-
dacht ist eine der Sozialhilfe
vorgelagerte Anlaufstelle, «die
in erster Linie erwerbslose Per-

sonen, die (noch) keine Sozial-
hilfe beziehen, beraten und
unterstützen soll». Ähnliche
Anlaufstellen gibt es vorerst nur
in ganz wenigen anderen
Schweizer Kantonen. Das Vor-
haben hat also durchaus Pio-
niercharakter.

Konkret geht es dabei zum
BeispielumAuskünftezuSozial-
leistungen, zu Sozialversiche-
rungen und zu Angeboten der
Erwerbsintegration.Oderwiees
in einem soeben veröffentlich-
ten Bericht der Finanzkommis-
sion verknappt heisst: «Das As-
sessmentcenter soll künftigmit
einer individuellen Begleitung
vor Ort verhindern, dass eine
Person von einer Institution zur
nächsten geschickt wird.»

Die bis 2026 kontinuierlich
aufzubauende Einrichtung soll
bis zu 15 Vollzeitstellen umfas-
senundgemäss jüngstenZahlen
Kosten von jährlich rund 2 Mil-
lionen Franken verursachen.
Zielgrösse ist ein Betreuungs-
umfang von 250 Fällen im Jahr.

Obschon etwa Allschwil und
Waldenburg verschiedene As-
pekte am Assessmentcenter
nachwievor kritischbeurteilen,
ist der ursprünglich grosse Wi-
derstandderGemeindenverflo-
gen.Dies ist die Folge einerwe-
sentlichenÄnderunggegenüber

denursprünglichenPlänen.Die
Vernehmlassungsvorlage hatte
noch vorgesehen, dass die Ge-
meinden all ihre Sozialhilfebe-
ziehenden ins Assessmentcen-
ter schicken müssen. Entspre-
chend hätten sich die
Gemeinden auch an der Finan-
zierung beteiligen sollen. Dies
kam jedoch gar nicht gut an.

Gemeindeverband
ändertMeinung
In der überarbeiteten Vorlage
mischt sich das kantonale As-
sessmentcenter als vorgelagerte
Stellenichtmehr indieGemein-
dehoheit bei der Sozialhilfe ein;
derKanton trägt sämtlicheKos-
ten alleine. Da dieser zentrale
Kritikpunkt aufgenommenwur-
de, könne der Verband Basel-
landschaftlicher Gemeinden
(VBLG) nun hinter der Vorlage
stehen, wie er in einer Stellung-
nahmemitteilt:MitUmsetzung
derVorlage, geradeauchdesAs-
sessmentcenters, könne viel-
leicht erreicht werden, «dass

weniger Personen in die Sozial-
hilfe gelangen». Verschiedene
Kritikpunkte bleiben dennoch.
So findet die Gemeinde Allsch-
wil: «DiedirekteVermittlung in
den Arbeitsmarkt und die Gel-
tendmachung von Sozialversi-
cherungsleistungen sindAufga-
benderSozialdiensteundsollten
nicht Sache des Assessment-
centerssein.»Waldenburgnennt
es eine «Herausforderung», als
kantonaleStelledasFachwissen
für lokale Gegebenheiten und
Besonderheiten aufbringen zu
können.DerBerufsverbandder
Sozialen Arbeit Avenir Social
befürchtet vor allemnochmehr
Administration in einem «be-
reits sehr komplexen System».

Die Denkfabrik Avenir
Suisse schliesslich gibt einen
Vorschlagmit aufdenWeg:Ver-
gleichbare Institutionen in den
Kantonen Freiburg, Waadt und
Aargau hätten alle zuerst in Pi-
lotversuchen konkrete Erfah-
rungengesammelt.Dies sollBa-
selland nun auch tun.

Bis1992
war der «Neptun»
im Leimental für die

Feuerwehr unterwegs.

2014
wurde er auch als Reserve
endgültig ausser Betrieb

genommen.

Schul-Grossprojekt
nimmt erste Hürde
«Zukunft Volksschule» 50 Mil-
lionenFrankenwilldieBaselbie-
ter Regierung in den nächsten
sieben Jahren in die Bildungs-
qualität der Primar- und Sekun-
darschulen im Kanton stecken.
Die landrätliche Bildungs-, Kul-
tur- und Sportkommission
(BKSK)hatdasMassnahmenpa-
ket mit zehn zu drei Stimmen
gutgeheissen, wie dem gestern
publizierten Bericht zu entneh-
men ist. Auslöser waren die Er-
gebnisse der schweizweiten
ÜberprüfungderGrundkompe-
tenzen an der Volksschule. Die
Baselbieter Schülerinnen und
Schüler schnitten in der Mathe-
matik imletztenSekundarschul-
jahrunterdurchschnittlichsowie
im Fach Deutsch im 6. Primar-
schuljahr durchschnittlich ab.

Das Massnahmenpaket ist
umfangreich: Unter anderem
soll im letzten Sekundarschul-
jahr der Deutschunterricht um
eine Lektion pro Woche erwei-
tertwerden.Ebenfalls soll«Me-
dienundInformatik»sowohlauf
Primar- als auch auf Sekundar-
stufe als eigenes Fach verankert
werden.Vorgesehen ist schliess-
licheinumfangreichesAus-und
Weiterbildungsprogramm für
die Lehrkräfte. Die Vielfalt an
Massnahmenstiess inderBKSK
auch aufKritik:Das Paket sei zu
überladen;besserwäregewesen,
einzelne Bereiche in separaten
Vorlagen zu regeln. Als umstrit-
tenster Teil erwiesen sich die
SOS-Lektionen. Diese sollen
Schulleitungen einsetzen kön-
nen,umbeiakut schwierigenSi-
tuationendenLernerfolg füralle
Schülerinnen und Schüler einer
Klasse zu gewährleisten. Eine
Minderheit zweifelteanderNot-
wendigkeit dieserMassnahme.

Aufs Schuljahr 2022/2023
soll das Programm starten.
Nebenden50MillionenFranken
des Kantons sehen sich die Ge-
meinden mit Kosten von 12,43
Millionenkonfrontiert. (bz)

«DasAssessment-
center soll künftig
mit einer individuel-
lenBegleitungvor
Ort verhindern,dass
einePersonvon
einer Institution
zurnächsten
geschicktwird.»
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